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Aschaffenburg, Mannheim, Hamburg: Eine 
Reihe von Angriffen mutmaßlich psychisch 
kranker Täterinnen und Täter gegen arglose 
Passanten hat in der Öffentlichkeit für mas-
sive Verunsicherung gesorgt. Schnell wurden 
Forderungen nach Strafverschärfungen oder 
einem Register für psychisch kranke Gewalt-
täter laut. In NRW versucht man, die Diskus-
sion zu versachlichen. 

von Heike Korzilius, Ärztekammer Nordrhein

A schaffenburg, Park Schöntal: Im Januar 
2025 attackiert ein 28-jähriger Afghane 

eine Kindergartengruppe mit dem Messer, 
tötet ein Kleinkind und einen zu Hilfe eilen-
den Mann. Er verletzt drei weitere Menschen 
zum Teil schwer. Mannheim, Innenstadt: 
Anfang März tötet ein 40-jähriger Deut-
scher bei einer Amokfahrt zwei Menschen 
und verletzt elf weitere zum Teil schwer. 
Hamburg, Hauptbahnhof: Ende Mai sticht 
eine 39-jährige Deutsche wahllos mit dem 
Messer auf Reisende ein. Sie verletzt dabei 
18 Menschen, vier von ihnen lebensgefähr-
lich. Täter und Täterin gelten als schwer 
psychisch krank. 

Ihre Taten sorgten bundesweit für Schlag-
zeilen, die Öffentlichkeit reagierte verun-
sichert, die sozialen Medien liefen heiß. 
Schnell wurden Rufe laut nach einer Ver-
schärfung der Psychisch-Kranken-(Hilfe)-
Gesetze, die auf Landesebene bei akuter 
Selbst- oder Fremdgefährdung die zwangs-
weise Unterbringung psychisch Kranker in 
der Psychiatrie regeln. Der Generalsekretär 
der CDU, Carsten Linnemann, hatte bereits 
Ende 2024 im Deutschlandfunk gefordert, 
ein Register für psychisch kranke Gewalttä-
ter einzurichten. Zugleich sprach er sich für 

Zwischen Sicherheitsbedürfnis 
und Patientenschutz
Psychische Erkrankungen und Gewaltgefahr

einen besseren Austausch der Sicherheits-
behörden untereinander sowie mit Psych-
iatern und Psychotherapeuten aus, um der-
artige Taten möglichst zu verhindern. Anlass 
für Linnemanns Vorstoß war der Anschlag 
auf den Magdeburger Weihnachtsmarkt, bei 
dem ein aus Saudi-Arabien stammender, 
psychisch auffälliger Arzt Ende 2024 sechs 
Menschen getötet und 300 verletzt hatte.

„Diskussion mit Maß  
und Mitte führen“

Angesichts der Häufung solcher Taten herr-
sche eine große Verunsicherung unter den 
Fachleuten, aber auch in der öffentlichen 
Debatte, stellte Matthias Heidmeier fest. 
Der Staatssekretär im NRW-Gesundheits-
ministerium forderte bei einer Tagung zum 
Gewaltrisiko bei psychischen Erkrankungen 
am 19. November im Haus der Ärzteschaft in 
Düsseldorf zugleich: „Wir müssen die Dis-
kussion über den Umgang mit psychisch 
kranken Gewalttätern mit Maß und Mitte 
führen.“ Das Ministerium hatte gemeinsam 
mit den beiden Ärztekammern des Landes 
zu der Veranstaltung geladen. Die hohe Zahl 
von gut 300 Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern belegte, dass man mit dem Thema 
offenbar einen Nerv getroffen hatte. 

Dr. Sven Dreyer, Präsident der Ärztekammer 
Nordrhein, fasste die Herausforderung in 
seiner Begrüßung zusammen: „Wir stehen 
vor der höchst anspruchsvollen Aufgabe, 
die berechtigten Sicherheitsbedürfnisse 
der Allgemeinheit nach Schutz mit dem 
Anspruch auf Selbstbestimmung und Anti-
stigmatisierung von Menschen mit schwe-
ren psychischen Erkrankungen und deren 
Schutz vor Diskriminierung in Einklang zu 

bringen“. Diese Aufgabe, so der Kammer-
präsident, könne nur in Zusammenarbeit 
von Medizin, Recht, Verwaltung, Politik und 
Betroffenen angegangen werden.

Staatssekretär Heidmeier verwies auf Fort-
schritte bei der Behandlung psychisch 
Kranker seit der Psychiatrie-Enquete vor 
50 Jahren. Das gesellschaftliche Mindset 
habe sich seither deutlich zum Positiven ver-
ändert, Tabus seien aufgebrochen worden. 
Das dürfe man wegen eines allgemeinen Be-
drohungsgefühls nicht grundsätzlich infrage 
stellen. „Es braucht bei diesem Thema das 
Vertrauen der Gesellschaft in das Fachper-
sonal. Dazu gehört auch, dass wir Probleme 
offen benennen und artikulieren, dass wir 
verdeutlichen, dass wir großen Wert auf 
den Schutz der Allgemeinheit legen, aber 
andererseits keine Stigmatisierung, keine 
Register oder einfaches Wegsperren wollen“ 
sagte Heidmeier. „Wir wollen die richtigen 
Antworten geben.“ 

Experten sehen diese in einer fachgerech-
ten, niedrigschwelligen und vor allem kon-
tinuierlichen psychiatrisch-psychothera-
peutischen Behandlung. „Das ist das beste 
Mittel der Gewaltprävention bei Menschen 
mit psychischen Erkrankungen“, sagte Pro-
fessor Dr. Euphrosyne Gouzoulis-Mayfrank, 
Präsidentin der Deutschen Gesellschaft für 
Psychiatrie und Psychotherapie, Psycho-
somatik und Nervenheilkunde (DGPPN), in 
Düsseldorf. Eine konsequente Therapie sen-
ke nachweislich das Risiko für Gewalttaten. 
Zusätzlich seien Maßnahmen zur Förderung 
der sozialen Integration und Teilhabe es-
senziell. Denn das Risiko, dass ein Mensch 
mit einer psychischen Erkrankung gewalttä-
tig werde, entstehe aus der Wechselwirkung 
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Auf schmalem Grat
Psychiatrie trägt besondere Verantwortung

Stefanie Oberfeld ist Fachärztin für 
Neurologie und Psychiatrie und Psy-
chotherapie und gehört dem Vorstand 
der Ärztekammer Westfalen-Lippe an. 
Sie vertritt im Landesfachbeirat Psych-
iatrie die beiden nordrhein-westfäli-
schen Ärztekammern und moderierte 
die Veranstaltung „Gewaltrisiko bei 
psychischen Erkrankungen“ (s. Be-
richt auf S. 8ff.). Im Gespräch mit dem 
Westfälischen Ärzteblatt weist sie auf 
die besondere Verantwortung hin, mit 
der in der Psychiatrie Patientenschutz 
und Schutzbedürfnisse der Allgemein-
heit miteinander vereinbart werden 
müssen.

WÄB: Warum rückt der Zusammen-
hang zwischen Gewalttaten und psy-
chischen Erkrankungen gerade jetzt in 
den Fokus?

Oberfeld: In den Medien sind Straf-
taten, die einen Bezug zu psychischen 
Erkrankungen haben, derzeit sehr 
präsent. Auch die Politik greift die-
se Zusammenhänge auf, so etwa der 
CDU-Generalsekretär Linnemann, der 
bereits Ende 2024 ein Register für psy-
chisch kranke Gewalttäter gefordert 
hat. Deshalb ist es nötig, die Lage ein-
mal objektiv zu betrachten. Tatsächlich 
gibt es Erkrankungen, die unter be-
stimmten Bedingungen mit einem er-
höhten Risiko für Gewalt einhergehen 
können, beispielsweise Schizophrenie, 
Psychosen und Persönlichkeitsstörun-
gen. Gewalttätig oder gar Straftäter 
werden aber aus dieser Gruppe von 
Patienten nur sehr wenige Menschen.

WÄB: Reichen die vorhandenen Ge-
setze aus, diesem Phänomen zu be-
gegnen?

Oberfeld: Mehr Klarheit wäre an eini-
gen Stellen durchaus wünschenswert. 
Die Psychiatrie befindet sich in einem 
Spannungsfeld zwischen dem Auftrag 
des Behandelns und Heilens einerseits 
und andererseits dem Anspruch, ord-
nungsrechtlich eingebunden zu sein. 

Da ist unter anderem die forensische 
Psychiatrie gefordert, die sich in gut-
achterlichen Fragestellungen damit 
beschäftigt, wie die Kriminalprognose 
für einen Menschen aussieht, der auf-
grund einer psychischen Erkrankung 
straffällig geworden ist.

WÄB: Die Innenministerkonferenz hat 
im vergangenen Jahr ein „integriertes 
Risikomanagement“ gefordert und will 
ein wirksameres System zu Früherken-
nung und Minimierung von Risiken. Sie 
will relevante Erkenntnisse zu psychia-
trischen Erkrankungen gegebenenfalls 
auch Behörden und Polizei zugäng-
lich machen, auch die verpflichtende 
Einnahme von Medikamenten ist ein 
Stichwort. Wie ist das aus ärztlicher 
Sicht zu bewerten?

Oberfeld: Man kann das in dieser Form 
kaum stehen lassen! Zur Zusammen-
arbeit mit Behörden und Polizei gibt 
es bereits erprobte Modelle, von de-
nen einige auch bei der Veranstaltung 
vorgestellt wurden. Ein Grundkonflikt 
lässt sich allerdings wahrscheinlich 
nicht auflösen, das hat ein Betroffener 
deutlich gemacht: Wie gehen wir damit 
um, wenn Patientinnen und Patienten 
eigentlich behandelt werden müss-
ten, sich aber trotzdem gegen eine 
Behandlung entscheiden? Ärztinnen 
und Ärzte in der Psychiatrie befinden 
sich auf einem schmalen Grat und in 
einer besonderen Verantwortung, ihre 
Gutachten bereiten schließlich Ent-
scheidungen über Freiheit und Nicht-
Freiheit eines Patienten mit vor. 

WÄB: In welche Richtung geht die Dis-
kussion?

Oberfeld: Eine Register-Lösung für 
psychisch kranke Täter scheint kein 
gangbarer Weg für Nordrhein-Westfa-
len. Es ist positiv zu bewerten, dass das 
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales die Ärzteschaft mit ihrer Ex-
pertise hört und einbezieht! Das steht 
jedoch noch am Anfang, wir werden im 

Verlauf der Diskussion sicherlich nicht 
immer einer Meinung sein. Doch die 
Veranstaltung in Düsseldorf war eine 
gute Gelegenheit, dem Ministerium et-
was mit auf den Weg zu geben.

WÄB: Was muss in nächster Zukunft 
geschehen?

Oberfeld: Prävention ist ein sehr wich-
tiger Aspekt! Die Frage ist, wie man prä-
ventiv mit Menschen arbeiten kann, 
die Vertrauen zu uns Ärztinnen und 
Ärzten haben sollen, die aber gleich-

zeitig womöglich eine potenzielle Ge-
fahr für die Allgemeinheit darstellen. 
Da gilt es beispielsweise die Mög-
lichkeiten der Gefährderansprache 
durch die Polizei zu nutzen, die den 
Betroffenen deutlich macht, dass die 
Psychiatrie eine helfende Institution 
ist — und nicht primär eine, die die 
Betroffenen anzeigt. Auf einer weite-
ren Ebene brauchen wir eine generelle 
Diskussion: Wie gehen wir in der Ge-
sellschaft mit psychischen Erkrankun-
gen um? Letztlich kann jeder Mensch 
einmal von einer solchen Erkrankung 
betroffen sein — es ist deshalb fatal, 
wenn sich der Gedanke festsetzt, psy-
chische Erkrankung und Gewalt hingen 
pauschal zusammen. Eine solche Stig-
matisierung würde dazu führen, dass 
Erkrankte davor zurückschrecken, Hilfe 
in Anspruch zu nehmen. Nicht nur Ärz-
tinnen und Ärzte, sondern auch viele 
andere, die sich in der Versorgung psy-
chisch erkrankter Menschen einsetzen, 
sehen das als Gefahr! Sie haben Angst, 
dass eine differenzierte Betrachtung 
im Umgang mit den Patientinnen und 
Patienten verloren geht.� kd

Stefanie Oberfeld



01|26  WESTFÄLISCHES ÄRZTEBLATT 

10  Titelthema

mit weiteren Belastungs- und Risikofak-
toren für Aggression und Gewalttätigkeit, 
wie zum Beispiel junges Alter, männ-
liches Geschlecht, Konsum von Drogen 
oder Alkohol, eigene Gewalterfahrungen, 
soziale Isolation, Armut oder Wohnungs-
losigkeit, gab Gouzoulis-Mayfrank zu be-
denken.

In einem Positionspapier habe die 
DGPPN deshalb den Ausbau geeigneter 
Behandlungsstrukturen für Menschen 
mit schweren psychischen Störungen 
gefordert, so die Psychiaterin. Gerade 
schwer psychisch Kranke würden durch 
die ambulante psychiatrische Regel-
versorgung und Psychotherapien häu-
fig nicht erreicht. Es müssten deshalb 
Möglichkeiten geschaffen werden, die 
Betroffenen flächendeckend und nie-
derschwellig, gegebenenfalls auch auf-
suchend in ihrem Wohnumfeld zu behan-
deln. Notwendig sei zudem ein Ausbau 
des sozialpsychiatrischen Dienstes.

Die Diskussion um eine Verschärfung der 
Unterbringungsgesetze oder ein Register 
für psychisch Kranke hält Gouzoulis-
Mayfrank nicht nur für nicht zielführend, 
sondern sogar für stigmatisierend und 
gefährlich. „Psychische Erkrankungen 

sind generell nicht mit einem erhöhten 
Gewaltrisiko verknüpft“, betonte die Psy-
chiaterin. Ein höheres Risiko bestehe nur 
bei bestimmten Erkrankungen wie Schi-
zophrenien und anderen Psychosen oder 
schweren Persönlichkeitsstörungen und 
das meist auch nur, wenn weitere Risiko-
faktoren wie Alkohol- oder Drogenkon-
sum dazukämen und die Betroffenen 
unbehandelt blieben. 

„Eine zentrale Erfassung aller Menschen 
mit einer psychischen Diagnose würde 
Gewalttaten nicht verhindern“, sagte 
Gouzoulis-Mayfrank. Etwa ein Drittel der 
Bevölkerung leide jedes Jahr unter einer 
psychischen Störung. Da dürfte allein die 
Fülle der Personendaten eine Heraus-
forderung für die Sicherheitsbehörden 
sein. Zumal das Mittel der „klassischen“ 
Gefährderansprache bei psychisch Kran-
ken in der Regel ins Leere laufe. Sie be-
nötigten eine kontinuierliche Therapie, 
keinen einmaligen Besuch. Eine Meldung 
von Patientinnen und Patienten an ein 
behördliches Register unterminiere zu-
dem das Vertrauensverhältnis zu den 
Therapeuten — das Fundament für eine 
erfolgreiche Behandlung — und führe im 
schlimmsten Fall dazu, dass Patienten 
keine Hilfe mehr suchten. 

Eine besondere Herausforderung stellen 
Gouzoulis-Mayfrank zufolge diejenigen 
Patientinnen und Patienten dar, die in 
der Vergangenheit durch Aggressivi-
tät und Gewaltbereitschaft aufgefallen 
seien, eine Behandlung jedoch verwei-
gerten. Hier müsse im Einzelfall geprüft 
werden, ob die Voraussetzungen für 
eine unfreiwillige Behandlung vorlie-
gen. Allerdings sei es aktuell so, dass 
eine Unterbringung wegen Selbst- oder 
Fremdgefährdung unmittelbar beendet 
werde, wenn die akute Symptomatik ab-
geklungen sei, auch wenn sich der Ge-
samtzustand des Patienten noch nicht 
ausreichend stabilisiert habe. „Damit ist 
mittel- und langfristig weder den Betrof-
fenen noch der Gesellschaft geholfen“, 
so die DGPPN-Präsidentin. Diese Praxis 
müsse man unbedingt überdenken. Nach 
Ansicht von Gouzoulis-Mayfrank braucht 
es dafür keine neuen gesetzlichen Rege-
lungen. „Wir müssen die bestehenden 
Möglichkeiten besser anwenden und 
zum Beispiel auch nachsorgende Hilfen 
nutzen.“ Wichtig ist der Psychiaterin aber 
ein zentraler Punkt: „Die meisten schwe-
ren Gewalttaten werden von Menschen 
verübt, die nicht psychisch krank sind 
und die volle strafrechtliche Verantwor-
tung für ihre Taten tragen.“

Vorbilder im Süden
Als „Modell gelebter interprofessioneller Ver-
antwortung“ beschrieb Professor Dr. Elmar 
Habermeyer, Direktor Forensische Psychiatrie 
und Psychotherapie der Psychiatrischen Uni-
versitätsklinik Zürich, die dort angesiedelte 
Fachstelle Forensic Assessment & Risk Ma-
nagement (FFA). Die FFA unterstütze die Zür-
cher Polizeibehörden und die Staatsanwalt-
schaft mit forensischem Fachwissen bei der 
Risikoeinschätzung und im Fallmanagement 
von psychisch kranken Gewalttätern. Für Ha-
bermeyer ist die FFA, die direkt an die polizei-
lichen Gewaltschutzstellen angebunden sei, 
ein gelungenes Beispiel für die institutionelle 
Verknüpfung von forensisch-psychiatrisch/
psychologischer Fachkompetenz und ope-
rativem Bedrohungsmanagement, wie er im 
Düsseldorfer Haus der Ärzteschaft erläuterte. 
Dabei betonte Habermeyer, dass es bei dem 
Modell nicht um präventive Eingriffe in Frei-
heitsrechte gehe, die zu Vertrauensverlusten 

führen könnten. Im Rahmen des Kantonalen 
Bedrohungsmanagements Zürich habe die FFA 
im Jahr 2024 an 74 Gefährderansprachen teil-
genommen. In der Regel sei der Kontakt zum 
Gefährder gut, betonte Habermeyer. Über 80 
Prozent der Gefährder hätten einem (freiwil-
ligen) Gespräch zugestimmt. Die frühzeitigen 
Gespräche mit Betroffenen zielten auf De-Es-
kalation und Kooperation, nicht auf Sanktion. 

Die Versorgungslücke zwischen ambulanter 
psychiatrischer Versorgung und Forensik will 
die Präventionsstelle der Kliniken des Bezirks 
Oberbayern schließen. Die ambulante Versor-
gung sei symptomorientiert, erklärte Dr. Islem 
Ganzoui, Leitende Oberärztin der Präventions-
stelle am Isar-Amper-Klinikum in München. 
Dort finde kaum eine systematische Risiko-
diagnostik für potenziell gewalttätige schwer 
psychisch kranke Menschen statt. Die foren-
sische Versorgung wiederum greife erst nach 
einer schweren Straftat. „Dazwischen liegt ein 
Niemandsland ohne klare Zuständigkeit“, sag-
te Ganzoui. Das Angebot der Präventionsstel-

le richte sich an Menschen mit Erkrankungen 
aus dem schizophrenen Formenkreis oder mit 
einer schweren Persönlichkeitsstörung, die in 
ihrer Krankheitsgeschichte ein Risiko für ge-
walttätiges Verhalten aufwiesen und die die 
üblichen Behandlungs- und Hilfeangebote ab-
lehnten. Ziel sei es, Straftaten zu verhindern, 
potenzielle Opfer zu schützen, aber auch den 
Betroffenen zu ermöglichen, ein möglichst 
normales Leben führen zu können. Die Be-
handlung in der Präventionsstelle erfolge frei-
willig und ohne Zwang. Motivation und Bezie-
hungsgestaltung stünden im Mittelpunkt. Das 
Modell sei niederschwellig und bei Bedarf auf-
suchend gestaltet. Es gelte das „No-Drop-Out-
Prinzip“: „Wir bleiben dran, auch bei Krisen 
oder Rückzug des Patienten“, betont Ganzoui. 
Man setze an, bevor es zu einer Unterbringung 
im Maßregelvollzug komme. Ihre zentrale Bot-
schaft: „Nicht die Erkrankung macht gefähr-
lich, sondern fehlender Halt, fehlende Struktur 
und fehlende Einbindung.




